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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

zum Sechsten Jahresbericht des Rates gemäß Nr. 8 der Operativen Bestimmungen des 
Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 
(2005/2013(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Sechsten Jahresbericht des Rates, angenommen am 11. November 
20041, 

– unter Hinweis auf den aktualisierten Benutzerleitfaden zum Verhaltenskodex der 
Europäischen Union für Ausfuhren von Militärgütern, der von der Gruppe „Ausfuhr 
konventioneller Waffen (COARM)” des Rates am 23. Dezember 2004 angenommen 
wurde2, 

– unter Hinweis auf den Gemeinsamen Standpunkt 2003/468/GASP des Rates vom 23. Juni 
2003 betreffend die Überwachung von Waffenvermittlungstätigkeiten3, 

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Militärgüterliste der Europäischen Union (vom 
Verhaltenskodex der EU für Waffenausfuhren erfasste Ausrüstung), die vom Rat am 
25. April 2005 angenommen wurde4, 

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Aktion des Rates vom 12. Juli 2002 betreffend den 
Beitrag der Europäischen Union zur Bekämpfung der destabilisierenden Anhäufung und 
Verbreitung von Handfeuerwaffen und leichten Waffen (2002/589/GASP)5, 

– unter Hinweis auf das Programm der Europäischen Union 1997 zur Verhütung und 
Bekämpfung des illegalen Handels mit konventionellen Waffen, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1504/2004 des Rates vom 19. Juli 2004 zur 
Änderung und Aktualisierung der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 über eine 
Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr von Gütern und Technologien mit 
doppeltem Verwendungszweck6, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen von Wassenaar über die Kontrolle der Ausfuhr 
von konventionellen Waffen und Gütern und Technologien mit doppeltem 
Verwendungszweck, 

– unter Hinweis auf die vom Rat am 12. Dezember 2003 angenommene Europäische 
Sicherheitsstrategie, 

– unter Hinweis auf die von den Vereinten Nationen angenommenen Mindestnormen für die 

                                                 
1 ABl. C 316 vom 21.12.2004, S. 1. 
2 Rat der Europäischen Union 16133/1/04 vom 23.12.2004, S. 1. 
3 ABl. L 156 vom 25.6.2003, S. 79. 
4 ABl. C 127 vom 25.5.2005, S. 1. 
5 ABl. L 191 vom 19.7.2002, S. 1. 
6 ABl. L 281 vom 31.8.2004, S. 1. 
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Behandlung von Gefangenen1, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. November 2004 zum Fünften 
Jahresbericht des Rates gemäß Nr. 8 der Operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex 
der Europäischen Union über Waffenausfuhren2, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 3. Juli 2003 zum Kinderhandel und den 
Kindersoldaten3, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 26. Mai 2005 über Kleinwaffen und leichte 
Waffen4, 

– unter Hinweis auf seine Entschließungen zur Nichtaufhebung des EU-Embargos für 
Waffenausfuhren nach China und insbesondere seine Entschließung vom 18. Dezember 
20035, 

– unter Hinweis auf seine jährlichen Entschließungen zu den Menschenrechten in der Welt 
und zur Menschenrechtspolitik der Europäischen Union und insbesondere seine 
Entschließung vom 22. April 20046, 

– gestützt auf Artikel 17 des EU-Vertrags und Artikel 296 des EG-Vertrags, 

– gestützt auf Artikel 45 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten und der 
Stellungnahme des Entwicklungsausschusses (A6-0292/2005), 

A. in der Erwägung, dass die kürzlich erfolgte Überarbeitung des EU-Verhaltenskodex für 
Waffenausfuhren, die sich über ein Jahr erstreckte, zwar zur Stärkung der 
Ausfuhrkontrollen der EU beitragen wird, dennoch aber weitere Maßnahmen erforderlich 
sind, 

B. in der Erwägung, dass die Europäische Union angesichts der in der Europäischen 
Sicherheitsstrategie dargelegten Bedrohungen jede Anstrengung unternehmen sollte, um 
im Hinblick auf die Bemühungen, die Proliferation zu bekämpfen, weltweite Abrüstung 
zu fördern und Kontrollen für Waffentransfers zu entwickeln, an vorderster Front als 
verantwortungsvoller globaler Akteur aufzutreten und aktiv in Erscheinung zu treten, 

C. in der Erwägung, dass die Umwandlung des EU-Verhaltenskodex in einen Gemeinsamen 
Standpunkt wahrscheinlich erscheint, was insofern einen entscheidenden Fortschritt in der 
Entwicklung des Kodex bedeuten würde, als von den Mitgliedstaaten verlangt würde, ihre 
nationale Gesetzgebung mit den im EU-Kodex festgelegten Normen in Übereinstimmung 

                                                 
1 Mindestnormen für die Behandlung der Gefangenen, angenommen vom Ersten Kongress der Vereinten 
Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger 1955 in Genf und gebilligt durch den 
Wirtschafts- und Sozialrat mit seinen Resolutionen 663 C (XXIV) vom 31. Juli 1957 und 2076 (LXII) vom 
13. Mai 1977. 
2 ABl. C 201 E vom 18.8.2005, S. 71. 
3 ABl. C 74 E vom 24.3.2004, S. 854. 
4 P6_TA (2005)0204. 
5 ABl. C 91 E vom 15.4.2004, S. 679. 
6 ABl. C 104 E vom 30.4.2004, S. 1048. 
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zu bringen; ferner in der Erwägung, dass im AStV dazu am 30. Juni 2005 eine Einigung 
über einen überarbeiteten Verhaltenskodex erzielt wurde (der zu gegebener Zeit in Form 
eines Gemeinsamen Standpunktes angenommen werden soll), 

D. in der Erwägung, dass, wenngleich im Bereich der Kontrolle des Waffenhandels 
Fortschritte festzustellen sind, wie beispielsweise zunehmende Unterstützung des 
Abkommens über den Waffenhandel, solche Entwicklungen weiterhin der vollen 
Unterstützung durch die EU bedürfen; ferner in der Erwägung, dass daher die 
Schlussfolgerungen des Rates vom 3. Oktober 2005 uneingeschränkt unterstützt werden, 
in denen auf die grundsätzliche Unterstützung eines internationalen Vertrags über den 
Waffenhandel durch die EU Bezug genommen wird, 

E. in der Erwägung, dass jedes Jahr etwa 500.000 Menschen an den Folgen von Gewalt 
durch Kleinwaffen sterben, sowohl in bewaffneten Konflikten als auch im Zusammenhang 
mit Verbrechen, 

F. in der Überzeugung, dass der Aufbau und die Umsetzung einer harmonisierten 
europäischen Politik der Kontrolle von Waffenexporten wesentlich zu einer Vertiefung 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Union beitragen würde, 

G. in der Überzeugung, dass jede Form einer Politik der EU zur Kontrolle von 
Waffenexporten die anderen Dimensionen der Außenpolitik der Union, zu denen auch die 
Ziele der nachhaltigen Entwicklung, der Krisenprävention und der Förderung der 
Menschenrechte zählen, stärken und ergänzen muss, 

H. in der Erwägung, dass vor kurzem berichtet wurde, dass vier bedeutende europäische 
Waffenlieferanten ihren Anteil an Waffenlieferabkommen in Entwicklungsländer 
beträchtlich gesteigert haben, nämlich von $ 830 Millionen im Jahr 2003 (5,5 %) auf $ 4,8 
Milliarden im Jahr 2004 (22 %), 

1. begrüßt den Sechsten Jahresbericht des Rates und bekräftigt die Notwendigkeit der 
jährlichen Überarbeitung, wie in Nr. 8 der Operativen Bestimmungen des Kodex 
festgelegt, als Hauptmechanismus zur Überprüfung und Stärkung des Kodex; 

2. bedauert, dass die Revision nicht weitreichender war und keine klaren Kriterien 
aufgestellt wurden, und fordert wesentliche Verbesserungen, was die Detailliertheit der 
Kriterien anbelangt; fordert, dass der Kodex rechtsverbindlich wird, und dringt darauf, 
dass der Rat seine Entscheidung über die Rechtsverbindlichkeit des Kodex nicht weiter 
verschiebt; stellt fest, dass am 26. September 2005 bewährte Verfahren für die Auslegung 
von Kriterium 8 ohne Einspruch durch die Gruppe „Ausfuhr konventioneller Waffen 
(COARM)” festgelegt wurden, und hofft, dass diese in die nächste überarbeitete Fassung 
des Benutzerleitfadens aufgenommen werden;  

3. ist zutiefst besorgt über die in jüngster Zeit in der EU festgestellten Fälle im 
Zusammenhang mit der Verlagerung von Produktionsanlagen ins Ausland, einschließlich 
Verträgen über Lizenzproduktion, und bedauert, dass dieser Bereich im Rahmen der 
Revision nicht gründlicher behandelt wurde; bekräftigt, dass eine operative Bestimmung 
erforderlich ist, mit der die Herstellung, Quantität und Ausfuhr von Fertiggütern, die in 
Produktionsanlagen im Ausland hergestellt werden, geregelt wird, und dass in dem 
Gemeinsamen Standpunkt eine Frist sowohl für die Ausarbeitung als auch für das 
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Inkrafttreten dieser Regelung festgesetzt werden sollte; stellt fest, dass der überarbeitete 
Verhaltenskodex – der in Form eines Gemeinsamen Standpunkts verabschiedet werden 
soll – vorsehen wird, dass die Anträge auf Lizenzproduktion im Ausland im Bezug auf die 
im Gemeinsamen Standpunkt enthaltenen Kriterien geprüft werden müssen; 

4. bekräftigt die Notwendigkeit, das Verfahren für Verweigerungsmitteilungen zu 
verbessern, was im Rahmen der Revision nicht geschehen ist; fordert erneut einen 
größeren Informationsaustausch über bilaterale Konsultationen über Verweigerungen und 
einen umfassenderen Einsatz multilateraler EU-weiter Konsultationen betreffend 
Verweigerungen; 

5. wiederholt seine Aufforderung an die Mitgliedstaaten, sich auf eine Liste von an 
bewaffneten Konflikten beteiligten Ländern zu einigen, in die Waffenexporte 
grundsätzlich verboten werden sollten, und sich dabei auf die Berichte und Empfehlungen 
der Waffenembargo-Kontrollmechanismen des UNO-Sicherheitsrats zu stützen; 

6. fordert die Einrichtung eines europäischen Dialogs zwischen den Leitern der 
Genehmigungsbehörden der Mitgliedstaaten unter Einbeziehung der Lagebeurteilungen 
des europäischen Lagezentrums; 

Gemeinsamer Standpunkt 

7. begrüßt die Aussicht, den Kodex in einen Gemeinsamen Standpunkt umzuwandeln; 
betont, dass dies die Freiheit der Mitgliedstaaten, andere internationale und regionale 
Maßnahmen im Bereich der Waffenausfuhrkontrollen auszuhandeln, nicht einschränken 
sollte; bedauert aber, dass dies immer noch nicht geschehen ist, und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, den Kodex rechtsverbindlich werden zu lassen; 

8. ist der Auffassung, dass eine klare, effiziente und harmonisierte gemeinsame Politik zur 
Kontrolle von Waffenexporten, die in einen rechtlich verbindlichen Verhaltenskodex 
eingebunden ist, eine entscheidende Rolle im Kampf gegen Terrorismus, bei der 
Konfliktprävention, bei der regionalen Stabilität und bei der Förderung der 
Menschenrechte spielen kann; 

Zeitweilige Maßnahmen zur Aufhebung eines Waffenembargos 

9. begrüßt die Einführung einer „Toolbox“ und spezifischer Mechanismen zur Regelung der 
Waffenausfuhren in Staaten, in Bezug auf die die EU die Aufhebung eines 
Waffenembargos beschlossen hat; vertritt die Ansicht, dass auch nach der Aufhebung 
eines Embargos eine rigorose Kontrolle erforderlich ist; vertritt die Ansicht, dass ein 
Revisionsverfahren eingeführt werden sollte, um die Toolbox erforderlichenfalls bewerten 
und überarbeiten zu können; fordert die COARM-Gruppe auf, dieses Verfahren 
regelmäßig zu überprüfen und dem Europäischen Parlament über seine diesbezüglichen 
Beratungen Bericht zu erstatten; 

10. hält es für wichtig, den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu geben, sich gegenseitig in 
Bezug auf die Lizenzen zu konsultieren, die für Ausfuhren in Staaten gewährt werden, in 
Bezug auf die die Aufhebung eines Waffenembargos beschlossen wurde; fordert darüber 
hinaus, dass allen Mitgliedstaaten Gegenstand und Ergebnisse solcher Konsultationen 
zugänglich gemacht werden; 
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11. betont die Notwendigkeit, das Europäische Parlament an allen Informationen betreffend 
Lizenzgenehmigungen und die Handhabung der Toolbox teilhaben zu lassen; bedauert, 
dass diesbezüglich kein Dialog mit dem Europäischen Parlament stattgefunden hat; 

Gleiche Kriterien 

12. fordert die Mitgliedstaaten eindringlich auf, bei der Bewertung von Drittstaaten gleiche 
Kriterien anzuwenden, wenn sie im Zusammenhang mit Menschenrechtsverletzungen 
oder wachsender regionaler Instabilität eine Beschränkung von Waffenexporten oder ein 
Embargo in Erwägung ziehen; bekräftigt daher seine feste Überzeugung, dass das 
Embargo gegenüber China so lange nicht aufgehoben werden sollte, als es keine 
eindeutige und verlässliche Verbesserung der Situation im Bereich der Menschenrechte 
und bürgerlichen und politischen Freiheiten in diesem Land gibt und keine ehrliche 
Auseinandersetzung mit den Ereignissen auf dem Platz des Himmlischen Friedens 
stattgefunden hat; ist in Sorge darüber, dass Waffenausfuhren nach China die Gefahr 
regionaler Instabilität in Ostasien erhöhen werden, besonders in Anbetracht der kürzlichen 
Initiative Chinas eines gegen Taiwan gerichteten „Antisezessionsgesetzes“; fordert China 
nachdrücklich auf, konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um die Lage der Menschenrechte 
in China zu verbessern, beispielsweise durch die Ratifizierung des Internationalen Pakts 
über bürgerliche und politische Rechte, die Erlaubnis für das Internationale Komitee des 
Roten Kreuzes, chinesische Gefängnisse zu inspizieren, und die Freigabe von 
Informationen über das Schicksal aller Opfer des Massakers von Tiananmen, ebenso wie 
sein Exportüberwachungssystem zu stärken und sein Engagement für internationale 
Normen für Nichtverbreitung zu verbessern; 

Benutzerleitfaden 

13. nimmt die am Benutzerleitfaden vorgenommenen Änderungen zur Kenntnis und empfiehlt 
weitere Aktualisierungen in Übereinstimmung mit den neuen Entwicklungen im Kodex 
wie beispielsweise betreffend die Leitlinien für Nr. 8 der operativen Bestimmungen, 
sobald diese fertig gestellt sind; fordert, dass die Einhaltung der Menschenrechte 
allgemein als Kriterium herangezogen werden sollte; 

14. fordert die Verabschiedung eines neuen Kodex, bei dem das Problem der Proliferation von 
Rüstungsgütern und eine Einbeziehung der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 des Rates 
vom 22. Juni 2000 über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr von 
Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck1 stärkeres Gewicht erhalten; 
dringt auf weitere Verbesserungen bis zur Verabschiedung des neuen Kodex, wie z.B. 
eine Implementierung eines Menschenrechtskriteriums, das sich nicht darin erschöpfen 
darf, ob ein Land das Kriegsvölkerrecht gewillt ist einzuhalten, und fordert eine höhere 
politische Verbindlichkeit, solange die Rechtsverbindlichkeit nicht gegeben ist; 

Bewährte Verfahren für die Auslegung von Kriterien 

15. erkennt das von den Mitgliedstaaten erzielte Einvernehmen darüber an, dass bewährte 
Verfahren bei der Auslegung des Kriteriums auch auf die übrigen 7 Kriterien angewandt 
werden sollten; betont die Notwendigkeit einer systematischen Vorgehensweise, bei der 
auch festgelegt werden sollte, in welchem Rahmen und wann diese Frage behandelt 

                                                 
1 ABl. L 159 vom 30.6.2000, S.1 – Verordnung, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1504/2004.  
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werden soll, damit die Leitlinien auf möglichst effiziente Art und Weise erstellt werden 
können; 

Verfahren für die nationale Berichterstattung 

16. fordert, dass die Qualität der nationalen Berichterstattung erheblich verbessert wird, um 
die Anwendung des Verhaltenskodex durch die Mitgliedstaaten genau bewerten zu 
können und die Transparenz zu erhöhen; ist ferner der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten 
sich auf gemeinsame spezifische Normen einigen sollten, deren Einhaltung für alle 
Staaten verbindlich sein muss, einschließlich der Zahl der Ausfuhrlizenzen und Lizenzen 
für Waffenvermittlungstätigkeiten in einem Empfängerland, einer vollständigen 
Beschreibung der Kategorien von Ausrüstungsgütern, die für den Export zugelassen sind, 
des Umfangs jeder für den Export zugelassenen Ausrüstungskategorie und der 
Spezifizierung der Kategorien von Endverwendern; dringt darauf, dass die Finanzierung 
von Rüstungsexporten, wie z.B. staatliche Kreditvergabe und Kreditbürgschaften, künftig 
in die nationalen Berichterstattungen aufgenommen wird; 

17. fordert den Rat nachdrücklich auf, von allen Mitgliedstaaten zu verlangen, dass sie 
nationale Berichte entsprechend einvernehmlich festgelegten Mindeststandards 
veröffentlichen; 

Funktionen und Inhalt eines konsolidierten Berichts der EU 

18. fordert den Rat nachdrücklich auf, folgende Maßnahmen im Hinblick auf die Erstellung 
eines konsolidierten Berichts der EU zu ergreifen: 

- einen Zeitplan für den Informationsaustausch festzulegen und vierteljährlich 
statistische Daten in elektronischem Format zu veröffentlichen; 

- den Empfehlungen im Bericht des Stockholmer Instituts zur internationalen 
Friedensforschung (SIPRI) zur Verbesserung des Jahresberichts1 zu folgen, um 
einheitliche Normen für die Berichterstattung zu verwirklichen und die Sammlung und 
Vorlage von Daten für den EU-Bericht zu erleichtern; 

- mehr Informationen über EU-weite Verfahren zu veröffentlichen, einschließlich der 
Verweigerungsverfahren für Ausfuhrgenehmigungen, der Verweigerungsverfahren für 
Lizenzen für Waffenvermittlungstätigkeiten und der Datenbank mit Informationen 
über nationale Maßnahmen im Bereich des „Outreach“; 

- detaillierte Angaben darüber zu machen, wie die prioritären Leitlinien im Einzelnen 
angewandt werden, welche Verfahren angewandt werden, und einen entsprechenden 
Zeitplan vorzulegen; 

Verarbeitung von Gütern zum Zweck der Wiederausfuhr 

19. fordert die Streichung der neuen Leitlinien für die Verarbeitung und fordert alle 
Mitgliedstaaten auf, ihre Entschlossenheit zu bekräftigen, den Verhaltenskodex auf die 
Ausfuhr von zur Verarbeitung bestimmten Bestandteilen anzuwenden; 

                                                 
1 Verhaltenskodex der Europäischen Union über Waffenausfuhren: Verbesserung des Jahresberichts. Bericht 
Nr. 8, SIPRI, November 2004. 
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Endverwendung 

20. begrüßt die vorrangige Leitlinie betreffend die Kontrolle nach der Ausfuhr und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, Verfahren zur Prüfung von Lieferungen an und Endverwendung bzw. 
Verwender in den Empfängerländern einvernehmlich festzulegen; empfiehlt, dass die 
Mitgliedstaaten Verfahren zum Informationsaustausch entwickeln und prüfen, ob es 
zweckmäßig wäre, die zentrale Datenbank zu erweitern, indem auch Informationen über 
Bedenken hinsichtlich der Endverwendung in Empfängerländern, frühere Fälle von 
Missbrauch und/oder zweckentfremdeter Verwendung, den Informationsaustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten über Lieferung und die Prüfung der 
Endverwendung/Endverwender der Ausfuhren aufgenommen werden; 

21. fordert proaktivere Herangehensweisen der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten 
an die Exportkontrollen von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck, um die Gefahr 
eines möglichen Zugangs zu sensiblen Gütern durch unerwünschte Endverwender in 
Drittstaaten abzuwenden; 

22. empfiehlt den Mitgliedstaaten, in denjenigen Ländern, die Waffen einführen, die Lage in 
Bezug auf die Menschenrechte rigoros zu kontrollieren; 

Einbeziehung von Drittstaaten („Outreach“) 

23. fordert mehr Informationen über die Datenbank mit Informationen über Maßnahmen im 
Bereich des „Outreach“, wie im Sechsten Jahresbericht vorgesehen; 

24. empfiehlt den Mitgliedstaaten, die zentralen Prioritäten im Bereich des „Outreach“ aktiv 
zu verfolgen und ihre Tätigkeit auf dieser Grundlage zu koordinieren; 

25. fordert den Rat auf, dem Europäischen Parlament detaillierte Informationen über die 
Troika-Tagungen betreffend Ausfuhrkontrollen zukommen zu lassen; 

Waffenvermittlungstätigkeiten 

26. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, auf eine gemeinsame Umsetzung des 
Gemeinsamen Standpunkts hinzuarbeiten, besonders durch die Einrichtung geregelter 
Verfahren für den Informationsaustausch über Waffenvermittlungstätigkeiten; 

27. fordert gemeinsame Mindeststandards für extraterritoriale Kontrollen einschließlich des 
Verbots von Waffenvermittlungstätigkeiten, bei denen gegen ein Waffenembargo 
verstoßen wird, unabhängig davon, ob sie im In- oder Ausland stattfinden; die 
Mitgliedstaaten sollten auch dem Beispiel von Ländern wie Belgien, der Tschechischen 
Republik, Estland, Finnland, Ungarn, Polen und der Slowakei folgen, die eine Lizenz für 
Waffenvermittlungstätigkeiten im Ausland verlangen; zumindest sollten die 
Mitgliedstaaten dem Beispiel Deutschlands folgen, wo Waffenvermittlungstätigkeiten für 
Kleinwaffen und leichte Waffen, die im Ausland stattfinden, auch lizenzpflichtig sind; 

28. empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten den Gemeinsamen Standpunkt weiter entwickeln, 
indem sie ein nationales Register von Waffenvermittlern einrichten, das auch 
Informationen über Transport und Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit dem 
Transfer von Militärausrüstungen in Drittländer enthalten sollte; fordert die Erweiterung 



PE 357.843v03-00 10/22 RR\584165DE.doc 

DE 

der Datenbank für Waffenvermittlungstätigkeiten um Informationen über Konsultationen 
im Zusammenhang mit Verweigerungen; 

Verordnung über Folterausrüstungen 

29. begrüßt den Vorschlag der Kommission, der von den 25 Mitgliedstaaten angenommen 
wurde, eine neue Verordnung über den Handel mit Folterausrüstungen anzunehmen; 

30. begrüßt die Aussicht, dass die neue Handelsverordnung Punkte enthalten wird wie ein 
Verbot von Ausrüstungsgütern für Sicherheits- und Polizeizwecke, deren Einsatz per se 
grausam, unmenschlich oder erniedrigend ist, einschließlich Fußeisen, wie in der 
Entschließung des Parlaments vom 3. Oktober 2001 zu dem Zweiten Jahresbericht des 
Rates gemäß Nr. 8 der Operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen 
Union für Waffenausfuhren1 festgestellt; 

31. fordert nachdrücklich die Ausweitung der Handelsverordnungen über Folterausrüstungen 
auf Kontrollen des Transits solcher Ausrüstungen durch EU-Gebiet; 

32. nimmt Bezug auf Artikel 33 der UN-Mindestnormen für die Behandlung von Gefangenen 
und weist nachdrücklich darauf hin, dass die Handelsverordnungen über Fußeisen nicht in 
Widerspruch zu den UN-Mindestnormen stehen dürfen; fordert dringend die Einhaltung 
der UN-Mindestnormen betreffend das Verbot von Fußeisen; 

33. fordert die Mitgliedstaaten eindringlich auf, bei Waffenvermittlungstätigkeiten im 
Zusammenhang mit Folterausrüstungen auf den EU-Kodex und besonders den 
Gemeinsamen Standpunkt über Waffenvermittlungstätigkeiten Bezug zu nehmen; 

EU-Erweiterung 

34. fordert die Mitgliedstaaten eindringlich auf, ihren Blick auf die künftige Erweiterung der 
EU zu richten und zu überlegen, wie die nächste Gruppe von Beitrittsstaaten am besten in 
die Verfahren für den Informationsaustausch eingebunden und wie sie am besten 
unterstützt werden kann, besonders in Bezug auf die Beratungen der COARM und das 
System der Verweigerungsmitteilungen im Rahmen des EU-Kodex, um die 
Harmonisierung der Strategien zur Kontrolle von Waffenausfuhren sowie die vollständige 
Umsetzung der Grundsätze und Kriterien des Verhaltenskodex zu gewährleisten; 

Internationale Prozesse 

35. betont die Notwendigkeit, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten eine aktive Rolle bei der 
Unterstützung nationaler, regionaler und internationaler Prozesse übernehmen, wie 
beispielsweise im Zusammenhang mit dem Moratorium der Wirtschaftsgemeinschaft 
westafrikanischer Staaten (ECOWAS)2 und dem Protokoll von Nairobi3; 

36. fordert den Rat und die Kommission auf, die Einhaltung des Embargos der EU für den 

                                                 
1 ABl. C 87 E vom 11.4.2002, S. 136. 
2 Moratorium der Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten für die Einfuhr, Ausfuhr und die 
Herstellung von leichten Waffen und Kleinwaffen in Westafrika. 
3 Nairobi-Protokoll zur Verhütung, Kontrolle und Verringerung der Zahl leichter Waffen und Kleinwaffen in den 
Regionen um die großen Seen und das Horn von Afrika. 
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Waffenhandel mit der Volksrepublik China zum Bestandteil ihrer weiteren 
Verhandlungen über die Entwicklungen im Zusammenhang mit der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und den Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zu machen; 

37. ermutigt die Mitgliedstaaten, ihre Erfahrungen zu nutzen, um anderen europäischen 
Staaten und anderen Regionen die Grundprinzipien und Schlüsselkonzepte im Rahmen 
des Kodex, wie das auf Kriterien beruhende System der Ausfuhrlizenzen, nahe zu bringen 
und zu vermitteln; 

38. ist besorgt über das Problem des Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen und die 
Straflosigkeit dieses Handels und fordert die EU auf, in Zusammenarbeit mit der UNO ein 
internationales System für die Kennzeichnung und das Aufspüren von Kleinwaffen und 
leichten Waffen zu fördern, um ein wirksames Werkzeug zur weltweiten Bekämpfung der 
unerlaubten Herstellung, des unerlaubten Transfers und des unerlaubten Einsatzes dieser 
Waffen zu schaffen; 

39. fordert die Mitgliedstaaten eindringlich auf, das internationale Abkommen über den 
Waffenhandel zu unterstützen, mit dem gemeinsame Grundsätze für die weltweite 
Waffenkontrolle verankert werden sollen; 

40. begrüßt den Dialog zwischen dem Europäischen Parlament und der COARM und fordert 
einen systematischen Dialog und Informationsaustausch, um weiterhin ein transparentes 
und verschärftes Ausfuhrkontrollsystem der EU zu unterstützen; 

41. fordert die Mitgliedstaaten auf, sich erneut dem Grundsatz zu verpflichten, dass die 
Kriterien des Verhaltenskodex der EU nicht im Zuge der Verfolgung außenpolitischer 
Ziele aufgeweicht werden; 

 
0 
 

0         0 
 
42. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission, den 

Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und dem UN-Generalsekretär zu 
übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 

Bericht des Europäischen Parlaments über den Sechsten Jahresbericht des Rates gemäß 
Nr. 8 der operativen Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für 
Waffenausfuhren 

I. Einleitung 

Der Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren wurde 2004 einer 
Überarbeitung unterzogen, die nunmehr vor der Vollendung steht. Die Überarbeitung des 
Textes und die vorgeschlagenen Änderungen am Kodex spiegeln die Bereitschaft der 
Mitgliedstaaten wider, sicherzustellen, dass der Kodex vom 8. Juni 1998 ein dynamischer 
Mechanismus für die Verbesserung der Kontrollen der Waffenausfuhren der EU ist. 

Im Mai 2004 erweiterte sich die EU von 15 auf 25 Staaten. Der Zeitraum der Überarbeitung 
war günstig, da somit sowohl die neuen als auch die alten Mitgliedstaaten die Gelegenheit 
hatten, ihren Beitrag zu den Änderungen zu leisten, die potentiell zur Vereinheitlichung und 
zu einer gemeinsamen Auslegung des EU-Kodex beitragen könnten. 

Unter den wichtigen Entwicklungen, die seit dem Fünften Jahresbericht zu verzeichnen 
waren, begrüßt das Europäische Parlament die Wahrscheinlichkeit, dass der Kodex zu einem 
gemeinsamen Standpunkt wird, und es ruft weiterhin dazu auf, dass der Kodex in 
einzelstaatliches Recht umgesetzt wird. Das Europäische Parlament begrüßt auch die 
vorgeschlagene Anpassung des Instrumentariums für die Zeit nach der Aufhebung eines 
Waffenembargos (post-embargo toolbox), fordert unter diesen speziellen Umständen jedoch 
strengere Mechanismen zur Sicherstellung der strengen Regelung der Waffenexporte in diese 
Länder.  

Schließlich bedauert das Europäische Parlament zutiefst, dass politische Überlegungen über 
die Aufhebung des Embargos gegen China – die es entschieden ablehnt – die Annahme des 
überarbeiteten Kodex verzögern, welcher für Veränderungen und Entwicklungen des 
Verhaltenskodex sorgen und die Ausfuhrkontrollen in der EU stärken würde. 

II. Beurteilung des sechsten Jahres der Anwendung des Kodex 

Überarbeitung des Kodex 

Die Überarbeitung stellt einen wichtigen Schritt in der Entwicklung des Kodex dar; als 
Ergebnis des Überarbeitungsprozesses wurde eine Reihe von Änderungen vorgeschlagen, die 
dazu dienen, den Kodex zu stärken. Trotz der potentiellen Ergebnisse vertritt das Europäische 
Parlament jedoch die Ansicht, dass die Überarbeitung noch weiter hätte gehen sollen und 
wesentlichere Verbesserungen der Formulierung der Kriterien und Veränderungen der 
operativen Bestimmungen auf breiterer Basis hätte sicherstellen sollen. Trotz der neuen 
Bezugnahme auf das internationale humanitäre Recht in Kriterium 2 bleiben beispielsweise 
die Kriterien im Einzelnen und in ihrer Spezifizität variabel und bedürfen weiterer 
Entwicklung. Darüber hinaus hätte mehr getan werden können, um die operativen 
Bestimmungen weiter zu entwickeln. Beispielsweise sieht es so aus, dass der neue Kodex eine 
Wiederholung besorgniserregender Fälle der Verlagerung von Waffenproduktionsanlagen, 
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wie sie kürzlich vorgekommen sind,1 ins Ausland nicht verhindern wird, und es ist ganz 
wichtig, dass dieser Bereich im Kodex viel umfassender behandelt wird. Außerdem fordert 
das Parlament weiterhin ein verstärktes Maß an Informationsaustausch im System zur 
Unterrichtung über Genehmigungsverweigerungen.  

Analyse des Überarbeitungsprozesses 

Die Entscheidung, den Text des Kodex zu überarbeiten, ist zu begrüßen, ebenso wie eine neue 
operative Bestimmung über weitere regelmäßige Überarbeitungen. Jährliche Bilanzen, wie in 
der ursprünglichen operativen Bestimmung 8 vorgesehen, sollten allerdings das 
hauptsächliche Verfahren zur Bilanzierung der Entwicklungen und der Umsetzung von 
Änderungen des Kodex bleiben. Schließlich wurde im Sechsten Jahresbericht Bezug 
genommen auf Überarbeitungsdiskussionen, die mit internationalen 
Nichtregierungsorganisationen und anderen interessierten Dritten stattgefunden haben. 
Obwohl sie bereit waren, an Dialogen, die von anderen initiiert waren, teilzunehmen, brachten 
die Mitgliedstaaten selbst keine Konsultationen auf den Weg, und das Niveau des formellen 
Dialogs zwischen Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft war enttäuschend.  

Gemeinsamer Standpunkt 

Die Umwandlung des Kodex in einen Gemeinsamen Standpunkt, die unwahrscheinlich ist, 
wäre ein endgültiger Schritt im Sinne einer Stärkung des Kodex. Es ist jedoch wichtig, dass 
der Gemeinsame Standpunkt die Freiheit der Mitgliedstaaten, weitere Verbesserungen der 
Ausfuhrkontrollen im Zusammenhang mit dem Kodex auszuhandeln und umzusetzen, nicht 
einschränkt. 

Vorläufige Maßnahmen bei Aufhebung eines Waffenembargos 

Das Europäische Parlament begrüßt die Einführung eines Instrumentariums für die Zeit nach 
der Aufhebung eines Embargos (post-embargo toolbox) und begrüßt, dass die Mitgliedstaaten 
die Notwendigkeit spezifischer Instrumente zur Verhinderung eines Ansatzes im Sinne des 
„business as usual“ im Zusammenhang mit diesen sensiblen Bestimmungsländern 
anerkennen. Das Europäische Parlament hält es für wichtig, dass dort, wo dieses 
Instrumentarium eingesetzt wird, von Anfang an ein Überprüfungsmechanismus eingesetzt 
wird, um die Anwendung des Instrumentariums zu überprüfen und die Situation in dem Staat, 
gegenüber dem das Waffenembargo aufgehoben wurde, genau zu verfolgen. Außerdem wird 
begrüßt, dass Mitgliedstaaten einander über erteilte Ausfuhrlizenzen informieren, und es ist 
wichtig, dass die Mitgliedstaaten sich einander über die Gewährung von Lizenzen 
konsultieren, um bei der Praxis von Lizenzen in sensible Bestimmungsgebiete allmählich eine 
gewisse Übereinstimmung zu erzielen. 

Es wird durchaus davon ausgegangen, dass die Anwendung des Instrumentariums sensible 
Informationen beinhalten kann, weshalb es zu bedauern ist, dass die Mitgliedstaaten nicht mit 
dem Europäischen Parlament über die weitere Ausgestaltung der „Toolbox“ und über 
ähnliche Mechanismen in einen Dialog getreten sind. Die politische Natur jeglicher 

                                                 
1 Jüngste Beispiele sind u.a. die Einrichtung einer Fertigungsanlage unter Lizenz in Malaysia für die Herstellung 
von militärischen Waffen durch den österreichischen Waffenproduzenten Steyr-Mannlincher und der Beschluss 
der Regierung der Region Wallonien (Belgien), der Firma New Lachaussée für die Ausfuhr eines 
Munitionsfertigungsbetriebs nach Tansania eine Ausfuhrlizenz zu gewähren. 
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Entscheidung über die Aufhebung eines Embargos und die Anwendung der „Toolbox“ 
unterstreicht die Notwendigkeit der Transparenz und der Unterrichtung des Europäischen 
Parlaments über den modus operandi der „Toolbox“. 

China 

Das Europäische Parlament lehnt die Aufhebung des Waffenembargos gegen China 
entschieden ab, solange keine klare und anhaltende Verbesserung bezüglich der 
Menschenrechte und der bürgerlichen und politischen Freiheiten innerhalb jenes Landes zu 
verzeichnen ist1. 

Bewährte Praktiken bei der Auslegung der Kriterien 

Das Europäische Parlament begrüßt die Aushandlung von soliden Leitlinien, die „bewährte 
Praktiken für die Auslegung des Kriteriums 8“ beinhalten, und begrüßt die vorrangige 
Leitlinie des Sechsten Jahresberichts, wo es heißt, dass die Mitgliedstaaten bewährte 
Praktiken für die Auslegung der übrigen Kriterien entwickeln werden. Auf welche Weise dies 
erreicht werden soll, wird jedoch nicht näher dargelegt; das Europäische Parlament betont die 
Notwendigkeit eines systematischen Ansatzes, um zu gewährleisten, dass die Leitlinien in 
möglichst effizienter Weise erstellt werden. 

Nationale Berichterstattungsverfahren 

Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass die Qualität der nationalen Berichte ganz 
wesentlich verbessert werden sollte zum Zweck größerer Transparenz in der gesamten EU. 
Die gelieferten Informationen sollten die Mitgliedstaaten und die Öffentlichkeit in die Lage 
versetzen, die einzelstaatliche Politik im Bereich Waffenexporte und die Anwendung der 
Kriterien des Kodex durch die Staaten zu beurteilen und in Kenntnis der Sachlage 
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen. Es wird begrüßt, dass die Mitgliedstaaten die 
Notwendigkeit eines gemeinsamen Standards für die Berichterstattung als eine vorrangige 
Leitlinie herausgestellt haben. Die Berichte sollten sich stützen auf bestehende bewährte 
Praktiken zur Festlegung spezifischer Mindeststandards, die sich alle Mitgliedstaaten zu 
Eigen machen sollten. Diese Standards werden jegliche zusätzliche Informationen ergänzen 
(gemäß Benutzerleitfaden Punkt 3.1.3), die die Mitgliedstaaten dem Rat für die Erstellung des 
Jahresberichts auf EU-Ebene zu liefern haben.  

Das Europäische Parlament begrüßt den Zusatz zur operativen Bestimmung 8, der verlangt, 
dass alle Mitgliedstaaten nationale Berichte veröffentlichen. Der Vorbehalt jedoch, dass der 
Inhalt einzelstaatlichem Recht zu entsprechen hat, besagt, dass es keine Verpflichtung geben 
wird, sich gemeinsamen Standards zu verpflichten.  

Funktionen und Inhalt des Jahresberichts auf EU-Ebene 

Das Europäische Parlament begrüßt die Veröffentlichung des EU-Berichts und die 
Verbesserungen bezüglich der bereitzustellenden Informationen. Es gibt jedoch eine Reihe 
von Bereichen, die angegangen werden müssen, um sicherzustellen, dass der Bericht es 

                                                 
1 Das Europäische Parlament ist auch besorgt darüber, dass durch Waffenausfuhren das Risiko regionaler 
Instabilität in Ostasien zunehmen könnte, insbesondere angesichts des jüngsten Antisezessionsgesetzes Chinas 
gegenüber Taiwan.  
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anderen Mitgliedstaaten und der Öffentlichkeit ermöglicht, zu verstehen, wie die Kriterien des 
Kodex auf nationaler Ebene ausgelegt werden, und zu beurteilen, inwieweit die Anwendung 
des Kodex in der gesamten EU einheitlich erfolgt. Zum ersten muss die Frage der Aktualität 
angegangen werden. Der jüngste EU-Bericht, veröffentlicht am 22. November 2004, 
beinhaltet genehmigte Lizenzen und Ausfuhren bis 23 Monate vor diesem Zeitpunkt. Im 
Interesse der Transparenz und der Nützlichkeit für die Mitgliedstaaten und das Europäische 
Parlament ist es wichtig, dass diese Informationen so zuverlässig und aktuell wie möglich 
sind.  

Zum zweiten fordert das Europäische Parlament, dass die Qualität und das Niveau der 
Informationen im EU-Bericht erheblich verbessert werden:  

• Verbesserungen bezüglich der Vorlage einzelstaatlicher Daten sind erforderlich; 
Schlüsseldaten ermöglichen ein weitgehendes vergleichendes Verständnis der 
Anwendung des Kodex durch die Mitgliedstaaten, während eine weitergehende 
Verarbeitung dieser Daten in den einzelstaatlichen Berichten der Mitgliedstaaten 
erfolgen könnte. 

• Der EU-Bericht sollte genutzt werden, um detailliertere Informationen über die EU-
weiten Systeme zu liefern, zum Beispiel Verweigerungsmitteilungen und 
Konsultationen, die einen Schlüssel für das Verstehen der Entwicklung der 
Konvergenz des Kodex in der Öffentlichkeit darstellen.  

• Zwar sind vorrangige Leitlinien zu begrüßen, doch muss dringend dargelegt werden, 
wie und wann diese Prioritäten verfolgt werden. 

Verarbeitung von Gütern zum Zweck der Wiederausfuhr 

Das Europäische Parlament ist besorgt über die neuen Leitlinien für die Verarbeitung1, die die 
Ausgewogenheit des Kodex stören. Diese neuen Leitlinien geben in der Tat Verantwortung 
für die Beurteilung des Endnutzers der Ausrüstungsgüter an das Land der Verarbeitung ab 
und unterlaufen somit Kriterium 7. Das Europäische Parlament fordert dasselbe 
Regelungsniveau für Bestandteile wie für vollständige Waffensysteme oder Plattformen. 

Endverwendung 

Das Europäische Parlament begrüßt die Bezugnahme in der neuen operativen Bestimmung 4 
des Kodex auf vorherige Information über die Endverwendung. Um die Kontrolle der 
Endverwendung so umfassend wie möglich zu machen, muss die Endverwendung durch nach 
der Ausfuhr erfolgende Kontrollverfahren verifiziert werden, und es ist zu begrüßen, dass die 
vorrangigen Leitlinien die Durchführbarkeit solcher Kontrollen überprüfen sollen. Die Staaten 
sollten besonders Informationen über die Lieferungen an Empfängerländer und die 
Verifizierung der Endverwendung bzw. der Endverwender austauschen. 

Einbeziehung von Drittstaaten 

Eine erhebliche Verbesserung ist bei der Einbeziehung von Drittstaaten zu verzeichnen, und 

                                                 
1 Verarbeitung beinhaltet die Ausfuhr von Bestandteilen in ein anderes Land zwecks Verarbeitung zu 
Erzeugnissen für die Wiederausfuhr in ein drittes Land oder ein endgültiges Bestimmungsland. 
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das Europäische Parlament begrüßt das erzielte Einvernehmen über einen Mechanismus zur 
Verbesserung der Koordinierung der Maßnahmen zur Förderung des Verständnisses für die 
Grundsätze und Kriterien des Verhaltenskodex in Drittstaaten, das im Sechsten Jahresbericht 
erwähnt wird. Es müssen jedoch noch weitere Fortschritte erzielt werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten daher bemüht sein, vorrangige Punkte bei der Einbeziehung von Drittstaaten 
auszumachen und ihre Tätigkeiten auf dieser Grundlage zu koordinieren. Das Europäische 
Parlament würde es begrüßen, über die Ergebnisse der Diskussionen über Ausfuhrkontrollen, 
wie beispielsweise im Rahmen von Troika-Treffen, unterrichtet zu werden. 

Waffenvermittlungstätigkeiten 

Im neuen Kodex wird ausdrücklich Bezug genommen auf Anträge für 
Waffenvermittlungslizenzen. Derzeit gibt es in etwa zwei Drittel der Mitgliedstaaten 
Kontrollen, die dem Gemeinsamen Standpunkt bezüglich der Waffenvermittlungstätigkeiten 
entsprechen; allerdings bestehen aufgrund abweichender Auslegungen Unterschiede bei der 
Anwendung. Die Mitgliedstaaten der EU müssen nun auf einheitliche Anträge hinarbeiten 
durch die Umsetzung von Mechanismen zum Informationsaustausch, wie in Artikel 5 des 
Gemeinsamen Standpunkts gefordert, und durch Anwendung bewährter Praktiken im Umfeld 
der EU, insbesondere im Zusammenhang mit Kontrollen außerhalb ihres Gebiets. 

Regelungen betreffend Folterausrüstung 

Das Europäische Parlament begrüßt die jüngste Ankündigung (30. Juni 2005) durch die 
Europäische Kommission, dass sie eine neue Verordnung über den Handel mit 
Folterausrüstung1 annehmen wird. Das Europäische Parlament ist jedoch weiterhin besorgt 
betreffend die Mindestnormen in dieser Verordnung. 

Internationale Prozesse 

Es ist wichtig, dass andere nationale, regionale und internationale Prozesse bezüglich 
Kontrollen von Waffentransfers anerkannt werden und dass die EU und die Mitgliedstaaten 
solche Prozesse unterstützen. Die Mitgliedstaaten sollten ihre Erfahrungen mit dem Kodex 
wie z.B. dem auf Kriterien beruhenden Ausfuhrlizenzsystem austauschen. Schließlich werden 
die Mitgliedstaaten ermutigt, sich für das Abkommen über Waffenhandel (ATT) einzusetzen. 

III. Schlussfolgerungen 

Das Europäische Parlament hat die Entscheidung, den Berichterstatter des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten zu einer informellen Diskussion über den Fünften Jahresbericht 
einzuladen, begrüßt. Das Europäische Parlament würde eine Weiterführung dieser Initiative 
begrüßen mit folgenden Zielen: Erhöhung der Transparenz, Bemühung um eine einheitliche 
Anwendung des EU-Verhaltenskodex, Auseinandersetzung mit neuen und dringlichen 
Bereichen bei den EU-Ausfuhrkontrollen wie der „Toolbox“ und Ermöglichung einer 

                                                 
1  
- Siehe Europa 30. Juni 2005 unter 
http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/05/819&format=HTML&aged=0&language=EN
&guiLanguage=en 
- Artikel 33 der Mindestnormen der Vereinten Nationen für die Behandlung von Gefangenen legt fest, dass für 
die Sicherheitsverwahrung verwendete Vorrichtungen in keinem Fall zur Bestrafung eingesetzt werden dürfen. 
Darüber hinaus dürfen Ketten und Eisen nicht zur Sicherheitsverwahrung eingesetzt werden. 
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koordinierten Einbeziehung von Drittländern in den Kodex und der Förderung strenger 
Kontrollen der Ausfuhren in Länder außerhalb der EU. 
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STELLUNGNAHME DES ENTWICKLUNGSAUSSCHUSSES 

 

für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 

über den Sechsten Jahresbericht des Rates gemäß Nr. 8 der Operativen Bestimmungen des 
Verhaltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren 
(2005/2013(INI)) 

Verfasser der Stellungnahme: Ģirts Valdis Kristovkis 

 

VORSCHLÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. begrüßt die Gelegenheit, das Thema der Kontrolle der Waffenausfuhren um einen 
entwicklungspolitischen Gesichtspunkt zu erweitern, und nutzt die Gelegenheit, die 
Bedeutung von Waffenausfuhren in der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der 
Europäischen Union herauszustreichen; 

2. begrüßt den Sechsten Jahresbericht des Rates über den Verhaltenskodex der Europäischen 
Union für Waffenausfuhren ('der Kodex') und erachtet insbesondere die neuen 
Maßnahmen zur Stärkung des Kodex von höchster Wichtigkeit für die Unterstützung der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der Europäischen Union; 

3. fordert die Verabschiedung eines neuen Kodex, bei dem das Problem der Proliferation von 
Rüstungsgütern und eine Einbeziehung der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 des Rates 
vom 22. Juni 2000 über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr von 
Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck1 stärker berücksichtigt 
werden; dringt auf weitere Verbesserungen bis zur Verabschiedung des neuen Kodex wie 
z.B. wie die Anwendung eines Menschenrechtskriteriums, das sich nicht darin erschöpfen 
darf, ob ein Land bereit ist, das Kriegsvölkerrecht einzuhalten; fordert eine höhere 
politische Verbindlichkeit, solange eine rechtliche Verbindlichkeit nicht gegeben ist; 

4. begrüßt insbesondere die Fortschritte bei der Harmonisierung der nationalen Berichte, die 
Regularisierung der 2004 vorgenommenen Überprüfung des Kodex (neue operative 
Bestimmung Nr. 13), die Einführung eines als „Toolbox“ bezeichneten Pakets von 
Verfahren nach Aufhebung eines Waffenembargos, die Weiterentwicklung des 
Benutzerleitfadens (operative Bestimmung Nr. 12) und die Bemühungen zur Schaffung 
von Leitlinien für die bewährte Verfahrensweise bei der Umsetzung des Kriteriums 8 
(Bewertung der Vereinbarkeit der Waffenausfuhren mit der technischen und 

                                                 
1 ABl. L 159 vom 30.6.2000, S. 1. 
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wirtschaftlichen Kapazität des Empfängerlandes); fordert in diesem Zusammenhang, dass 
keine Rüstungsexporte in Länder, die Menschenrechte verletzen, stattfinden dürfen; das 
Kriterium 8 ist entsprechend zu präzisieren; 

5. dringt auf weitere Fortschritte bei der Schaffung von Leitlinien für bewährte 
Verfahrensweisen bei der Umsetzung des Kriteriums 8 als einem wichtigen Element zur 
Bewertung der Auswirkungen der Ausfuhren von Waffen in instabile Regionen und deren 
Vereinbarkeit mit den Entwicklungspolitiken und -programmen; 

6. fordert die Mitgliedstaaten auf, einen geänderten und vor allem rechtlich verbindlichen 
Verhaltenskodex auszuarbeiten, der die gemeinschaftliche Entwicklungspolitik umfassend 
berücksichtigt und somit zu einer kohärenten europäischen Außenpolitik beiträgt; 

7. betont die Notwendigkeit, das Kriterium 8 anzuwenden, das bei der Beurteilung, ob ein 
Drittland oder eine Region für die dorthin auszuführenden Waffen geeignet ist, 
Indikatoren für die Menschrechte und Entwicklung berücksichtigen sollte; 

8. ist nach wie vor besorgt darüber, dass der Rechtsstreit zwischen dem Rat und der 
Kommission über die Unterstützung der Wirtschaftsgemeinschaft westafrikanischer 
Staaten (ECOWAS) hinsichtlich Kleinwaffen und leichten Waffen die Gefahr in sich 
birgt, dass sich in dieser Region die Schaffung wirksamer Mechanismen und Programme 
zur Klärung von Rüstungsfragen und damit in Zusammenhang stehender Probleme 
verzögert; 

9. weist darauf hin, dass die globale Zunahme von Kleinwaffen zu einem Anstieg der 
bewaffneten Gewalt führt und in der Folge eine nachhaltige Entwicklung unterminiert 
wird und dass Frauen und Kinder besonders negativ durch die Zunahme der Verbreitung 
von Kleinwaffen betroffen sind; fordert die Kommission und den Rat daher auf, Leitlinien 
für die Kleinwaffen und leichte Waffen betreffende Politiken und Programmen in 
Entwicklungsländern auszuarbeiten, die mit den Zielen der Entwicklungspolitik 
abgestimmt und vereinbar sind, dabei mit Nichtregierungsorganisationen zusammen zu 
arbeiten und zu gewährleisten, dass die Leitlinien die negativen Auswirkungen der 
Verbreitung von Kleinwaffen auf eine nachhaltige Entwicklung und auf Frauen und 
Kinder insbesondere berücksichtigen; 

10. fordert die Kommission und den Rat auf, für 2005 und 2006 den Bedarf an 
Haushaltsmitteln und die Finanzierungsquellen für Programme, die Kleinwaffen und 
leichte Waffen zum Gegenstand haben bzw. damit in Zusammenhang stehen, klar zu 
benennen; 

11. erinnert den Rat und die Kommission daran, dass das Versäumnis, den Kodex und neue 
Initiativen, wie das vorgeschlagene internationale Abkommen über den Waffenhandel 
weiter zu entwickeln, die Gefahr in sich birgt, dass die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit der Europäischen Union, so wie auch die vor Ort im Bereich 
Kleinwaffen und leichte Waffen sowie Entwaffnung, Demobilisierung und 
Wiedereingliederung laufenden Tätigkeiten untergraben werden, wodurch das Erreichen 
der Millennium-Entwicklungsziele erschwert wird;  

12. fordert den Rat und die Kommission auf, die Rolle, die die Projekte zur Entwaffnung, 
Demobilisierung und Wiedereingliederung in den Politikbereichen Außenbeziehungen 
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und Entwicklung der Europäischen Union spielen, zu bewerten und die diesbezügliche 
Arbeitsteilung zwischen der Generaldirektion Entwicklung und der Generaldirektion 
Außenbeziehungen zu klären; betont in diesem Zusammenhang ferner die Bedeutung 
einer unabhängigen entwicklungspolitischen Zusammenarbeit der Europäischen Union; 

13. fordert einen verbesserten Austausch von Daten und Informationen über die 
Waffenausfuhren und die Waffenvermittlungstätigkeiten, insbesondere von Daten über 
den Waffenhandel mit Entwicklungsländern;  

14. fordert weitere Gesprächen mit dem Rat und im Europäischen Parlament und spricht sich  
dafür aus, eine Europäische Agentur für die Kontrolle der Waffenausfuhren zu errichten, 
die die Wirksamkeit der Regelungen der Europäischen Union in diesem Bereich 
überwachen und überprüfen könnte; 

15. fordert die Ausarbeitung einer Sensibilisierungsstrategie zur Förderung des Kodex in der 
Europäischen Union und in den Beziehungen mit Drittstaaten und -regionen, in deren 
Rahmen betont werden sollte, dass Waffenausfuhren aus der EU in Entwicklungsländer 
mit erheblichen Auswirkungen verbunden sind, dass sie sich nicht nur auf die 
Volkswirtschaften und Handelsstrategien auswirken, sondern im weiteren Sinne auch auf 
die soziopolitischen Prozesse und dass sich staatliche und private Unternehmen in ihren 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern ihrer Verantwortung, sei es auf der Ebene der 
Gesellschaft oder des Unternehmens, bewusst sein müssen; 

16. ermutigt ferner die Mitgliedstaaten und die Europäische Kommission, sich dem 
Europäischen Parlament anzuschließen und die verantwortungsvolle Verwaltung in 
afrikanischen Institutionen und insbesondere im Bereich des Waffenhandels über solche 
Gremien wie die Paritätische Parlamentarische Versammlung AKP-EU, die ECOWAS 
und die Afrikanische Union zu fördern; 

17. fordert die Mitgliedstaaten, den Rat und die Kommission auf, dahingehend Druck auf die 
Afrikanische Union und die sonstigen regionalen Gremien in Afrika auszuüben, dass sie 
in Anlehnung an den Kodex regionale und nationale Vorkehrungen zur Kontrolle der 
Waffenausfuhren treffen; 

18. unterstützt die Bemühungen der Mitgliedstaaten, des Rates und der Kommission, nach 
verantwortungsvollen Lösungen zu suchen, um den sozialen, wirtschaftlichen und 
entwicklungsbezogenen Schaden, der durch den internationalen und europäischen 
Waffenhandel verursacht wird, zu regulieren. 

19. betont die Bedeutung der umfassenden Zusammenarbeit der EU mit den Vereinten 
Nationen; fordert die Konsultation der Vereinten Nationen bei möglichen Kontrollen von 
Waffenausfuhren. 
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VERFAHREN 

 
 

Titel Sechster Jahresbericht des Rates gemäß Nummer 8 der operativen 
Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für 
Waffenausfuhren 

Verfahrensnummer 2005/2013(INI) 
Federführender Ausschuss AFET 
Mitberatender Ausschuss 
 Datum der Bekanntgabe im Plenum 

DEVE 
9.6.2005 

Verstärkte Zusammenarbeit Nein 
Verfasser(in) der Stellungnahme 
 Datum der Benennung 

Ģirts Valdis Kristovskis 
24.5.2005 

Prüfung im Ausschuss 12.7.2005 29.8.2005 5.9.2005   
Datum der Annahme der Vorschläge 4.10.2005 
Ergebnis der Schlussabstimmung Ja-Stimmen: 

Nein-Stimmen: 
Enthaltungen: 

16 
1 
8 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder 

Alessandro Battilocchio, Margrietus van den Berg, Thierry Cornillet, 
Michael Gahler, Filip Andrzej Kaczmarek, Glenys Kinnock, 
Wolfgang Kreissl-Dörfler, Ģirts Valdis Kristovskis, Maria Martens, 
Miguel Angel Martínez Martínez, Gay Mitchell, Luisa Morgantini, 
Józef Pinior, Toomas Savi, Frithjof Schmidt, Jürgen Schröder, Paul 
Verges, Jan Zahradil, Mauro Zani, Jürgen Zimmerling 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen) 

Paul Marie Coûteaux, Milan Gaľa, Ana Maria Gomes, Anne Van 
Lancker, Gabriele Zimmer 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellv. (Art. 178 Abs. 2) 
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Titel Sechster Jahresbericht des Rates gemäß Nr. 8 der Operativen 

Bestimmungen des Verhaltenskodex der Europäischen Union für 
Waffenausfuhren 

Verfahrensnummer 2005/2013(INI) 
Grundlage in der Geschäftsordnung Art. 45 
Federführender Ausschuss 

 Datum der Bekanntgabe der 
Genehmigung im Plenum 

AFET 
14.4.2005 

Mitberatende(r) Ausschuss/Ausschüsse 
 Datum der Bekanntgabe im Plenum 

DEVE 
9.6.2005 

    

Nicht abgegebene Stellungnahme(n) 
 Datum des Beschlusses 

     

Verstärkte Zusammenarbeit 
 Datum der Bekanntgabe im Plenum 

     

In den Bericht aufgenommene(r) 
Entschließungsantrag / -anträge 

   

Berichterstatter(in) 
 Datum der Benennung 

Raül Romeva i Rueda 
01.02.2005  

 

Ersetzte(r) Berichterstatter(in)   
Prüfung im Ausschuss 26.5.2005 5.9.2005 4.10.2005   
Datum der Annahme 4.10.2005 
Ergebnis der Schlussabstimmung Ja-Stimmen: 

Nein-Stimmen: 
Enthaltungen: 

36 
0 
2 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder 

Elmar Brok, Giorgos Dimitrakopoulos, Camiel Eurlings, Jas 
Gawronski, Anna Ibrisagic, Ioannis Kasoulides, Vytautas 
Landsbergis, Francisco José Millán Mon, José Ignacio Salafranca 
Sánchez-Neyra, Gitte Seeberg, Karl von Wogau, Panagiotis Beglitis, 
Monika Beňová, Ana Maria Gomes, Toomas Hendrik Ilves, Helmut 
Kuhne, Pasqualina Napoletano, Justas Vincas Paleckis, Libor Rouček, 
Jan Marinus Wiersma, Luis Yañez-Barnuevo García, Cecilia 
Malmström, Annemie Neyts-Uyttebroeck, Paavo Väyrynen, Joost 
Lagendijk, Cem Özdemir, Raül Romeva i Rueda, Vittorio Agnoletto, 
Tobias Pflüger, Bastiaan Belder, Anna Elzbieta Fotyga, Philip Claeys 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen) 

Árpád Duka-Zólyomi, Luís Queiró, Glyn Ford, Inger Segelström, 
Milan Horáček, Ģirts Valdis Kristovskis  

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellv. (Art. 178 Abs. 2) 

 

Datum der Einreichung – A[6] 12.10.2005 A6-0292/2005 
 

 

 

 


